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Policyfragen
Die Auseinandersetzung um die Legiti-
mität eines präventiven Einmarsches in
den Irak verdeutlicht, dass das Völker-
recht im Fluss ist. Den klassischen
Prinzipien internationaler Ordnung wie
nationalstaatliche Souveränität oder
Gewaltmonopol stehen politische Pro-
zesse wie Staatsverfall, regionale Inte-
gration oder bewusste Entscheidungen
zugunsten humanitärer wie präventiver
Interventionen gegenüber. 

Die unmittelbaren Auswirkungen des
Irakkonfliktes auf die Region des Nahen
und Mittleren Ostens sind ungewiss. Die
positive Annahme sieht die Chance einer
Neuordnung einschließlich des israelisch-
palästinensischen Konfliktes. Doch selbst
bei einer derart optimistischen Variante
bleibt die Transformation islamischer
Staaten hin zu funktionierenden moder-
nen Demokratien in jedem Fall eine Auf-
gabe, für die es noch keine schlüssigen
Konzepte gibt. Für die weniger optimis-
tischen Annahmen bis hin zu einem
Worst-Case-Szenario für die gesamte
islamisch geprägte Welt sind erst recht
keine Konzeptionen erkennbar, die zumin-
dest sicherheitspolitisch befriedigende
Antworten geben könnten.  

Die aktuelle Fokussierung auf den
Irak kann leicht den Blick verstellen auf
größere tektonische Verschiebungen.
Die internationale Politik der Bush-
Administration vor dem 11. September
war gekennzeichnet durch benign neglect

der Nahostregion, Unterbewertung der
Beziehungen zu Russland und eine anta-
gonistische Einstellung gegenüber China
als dem strategischen Rivalen der kom-
menden Jahre. Wie wird die internatio-
nale Ordnung nach dem Irak-Konflikt
aussehen? In die Entwicklung eines sol-
chen geopolitischen Szenarios gehört
auch die Frage nach dem Platz der ehe-
mals sogenannten Dritten Welt, insbe-
sondere Afrika und Lateinamerika, sowie
der Rolle des indischen Subkontinents
und die Gestaltung einer Politik gegen-
über diesen Regionen.

Letztlich wird man davon ausgehen
müssen, dass die Intervention in den Irak
das Problem des internationalen Terro-
rismus nicht lösen wird. Es bleibt zu
hoffen, dass sie es wenigstens nicht
verschärft und im günstigeren Fall
möglicherweise regional (Palästina) etwas
eindämmen kann. Doch Antworten
darauf stecken noch in den Anfängen.

Aktive Rolle der
Konrad-Adenauer-Stiftung
Unmittelbare Aufgabe der Politik wird
eine Prioritätensetzung für die Bewälti-
gung dieser Herausforderung sein. Es liegt
auf der Hand, dass die Schadensbegren-
zung im Europäischen Einigungsprozess
und die Reparatur des transatlantischen
Verhältnisses vorrangig sind. Nicht über-
all müssen neue Antworten und Ansätze
gefunden werden. Aber die vorhandenen
müssen im Lichte der aktuellen Ent-

wicklungen neu durchdacht werden.
Transatlantische Orientierung und
Europäische Einheit sind und bleiben
identitätsstiftend für die Außenpolitik der
Christlichen Demokratie und müssen es
auch für Deutschland insgesamt bleiben.
Allerdings besteht die Gefahr, dass bei der
Vermittlung dieser Position nicht strin-
gent offensiv, sondern aus der Defensive
heraus argumentiert wird, was die Chan-
cen ihrer Akzeptanz bei der Bevölkerung
nicht gerade erhöhen dürfte. 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat,
was den Europäischen Einigungsprozess
sowie die Neubegründung der transat-
lantischen Beziehungen betrifft, eine
Reihe von konkreten Maßnahmen bereits
in die Wege geleitet. Dazu gehört die
Etablierung einer hochrangigen Arbeits-
gruppe zum transatlantischen Verhältnis,
das deutsch-amerikanische Dialog-
programm zur Transformation der isla-
mischen Staatenwelt. Es gibt gute
Voraussetzungen, den schwierigen
deutsch-französischen Dialog in richtige
Bahnen zu lenken; eine Erweiterung um
Großbritannien zum Trialog zu sicher-
heitspolitischen Fragen wäre wün-
schenswert. Es gibt vielfältige Maßnah-
men zur Unterstützung der Arbeit des
Europäischen Konvents sowie insbeson-
dere auch der geistigen Heranführung der
Beitrittsländer an unsere europapoliti-
sche Vorstellung. Die KAS verfügt über
ausgewiesene Expertise zu Fragen der
Proliferation und des internationalen Ter-
rorismus. Gleiches gilt für die Entwick-
lungspolitik oder den Dialog der Kultu-
ren sowie für die Auseinandersetzung mit
der Globalisierung.

Diese inhaltlichen Schwerpunkte wer-
den sukzessive erweitert um Fragen der
Reform der Vereinten Nationen, der Fort-
entwicklung des Völkerrechts und der
Anpassung der internationalen Wirt-
schafts- und Währungsordnung. Die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung setzt sich zum
Ziel, im Rahmen ihrer Möglichkeiten über
ihre Kontaktnetze und internationalen
Ressourcen einen konstruktiven Beitrag
zu leisten für die Entwicklung neuer Sta-
bilität in der Zeit nach dem Irakkrieg.

PETER R. WEILEMANN
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Im Oktober letzten Jahres konnte man
den türkischen Medien in großer Auf-
machung entnehmen, dass Staatsan-

walt Yüksel vom Ankaraner Staatssi-
cherheitsgericht Anklage gegen die
deutschen politischen Stiftungen, das Ori-
ent-Institut, den ehemaligen Vorsitzen-
den der Istanbuler Anwaltskammer sowie
einige türkische Aktivisten aus Pergamon,
die dort seit Jahren gegen ein Gold-
schürfprojekt protestierten, erhoben habe.
Den deutschen Stiftungen wurde vorge-
worfen, sie hätten „legale Spionage“
betrieben und ein geheimes Bündnis zur
Untergrabung der Einheit des türkischen
Staates und gegen das laizistische Modell
gebildet. Damit erreichte die schon seit
einem Jahr laufende Verleumdungskam-
pagne gegen die Konrad-Adenauer-, die
Heinrich-Böll-, die Friedrich-Ebert- und
die Friedrich-Naumann-Stiftung einen
ersten vorläufigen Höhepunkt. 

Begonnen hatte das Ganze bereits ein
Jahr zuvor mit der Veröffentlichung des
Buches „Die deutschen Stiftungen und
die Pergamon-Akte“ von Necip Hablemi-
toglu. Es lieferte schließlich die Grund-
lage für die Anklageschrift von Staats-
anwalt Yüksel, der ein enger Freund des
Buchautors Hablemitoglu war. Zwar lag
es zunächst nahe, die absurden Beschul-
digungen nicht ernst zu nehmen. Aber
sehr bald wurde deutlich, dass die Veröf-
fentlichung dieses Buches und seine
gezielte Verbreitung den Beginn einer
Kampagne gegen die deutschen Stiftun-
gen markierte mit dem Ziel, ihre Arbeits-
und Wirkungsmöglichkeiten in der Tür-
kei zu beeinträchtigen.

Das latente Misstrauen gegenüber
ausländischen Institutionen ist in der Tür-
kei immer noch leicht mobilisierbar. Da
sich die deutschen Stiftungen zudem
nicht so einfach unter Druck setzen oder
Vorschriften machen lassen, welche The-
men sie zu behandeln und welche Perso-
nen sie dazu einzuladen haben, passen
sie einigen Gruppen nicht ins innenpoli-
tische Konzept. Sie schätzen die Stiftun-
gen deshalb als potenziellen „Unru-
hefaktor“ ein. 

Schon wegen der rufschädigenden
und verleumderischen Wirkung des

Hablemitoglu-Buches waren sich die
Adenauer-, Böll- und Ebert-Stiftung
schnell einig, dass sie den Autor und
seinen Verleger auf Widerruf und Scha-
densersatz verklagen mussten, um
gegenüber ihren eigenen türkischen
Partnern und Freunden glaubwürdig
zu bleiben. Die endgültigen Urteile in
diesen Prozessen stehen noch aus.

Natürlich stellt man sich die Frage
nach der Rechtsstaatlichkeit der Türkei,
wenn solch ein absurder Strafprozess
wegen „Spionage“ und Geheimbündelei
mit einer Strafandrohung von immerhin
acht bis 15 Jahren Gefängnis überhaupt
möglich ist. Tatsache ist, dass bis 1982
für Strafverfahren dieselben Vorschriften
wie in Deutschland galten, wonach ins-
besondere die Klageschrift des Staatsan-
walts vom zuständigen Gericht geprüft
wird, bevor sie wirksam werden kann.
Genau diese Vorschrift wurde aber 1982
unter der Militärregierung abgeschafft,
so dass bis zum heutigen Tag jeder tür-
kische Staatsanwalt jeden Prozess initi-
ieren kann, unabhängig davon, ob er

schlüssige Beweise hat oder seine Argu-
mentation rechtlich abgesichert ist. So
sind beispielsweise in der 72-seitigen Kla-
geschrift gegen die Stiftungen zwar alle
möglichen Behauptungen und Verleum-
dungen enthalten, aber nicht ein einzi-
ger Beweis. Kein Wunder, dass die türki-
schen Gerichte restlos überlastet sind.

Am 26. Dezember 2002 begann der
Prozess vor dem Staatssicherheitsgericht
in Ankara. Wenige Tage vor Prozessbe-
ginn war Necip Hablemitoglu, der Autor
des verleumderischen Buches gegen die
Stiftungen und die Pergamon-Umwelt-
gruppe, vor seinem Haus ermordet wor-
den, nur einen Kilometer entfernt vom
Büro der Konrad-Adenauer-Stiftung.
Staatsanwalt Yüksel, der zwischenzeit-
lich vom „Obersten Rat der Richter und
Staatsanwälte“ wegen einer Sexaffäre
vom Staatssicherheitsgericht zum Straf-
gericht versetzt worden war, erschien als
erster Trauernder am Tatort. 

In einigen türkischen Revolverblät-
tern wurde sofort eine Verbindung vom
Hablemitoglu-Mord zum deutschen

Geheimdienst und zu den deutschen Stif-
tungen hergestellt mit der Andeutung,
dass diese sicherlich ihre Finger im Spiel
hätten. Dies war auch schon in densel-
ben Zeitungen gemutmaßt worden, als
Staatsanwalt Yüksel abgelöst wurde. Aber
es passte in das sich abzeichnende Muster.
Was manche türkischen Zeitungen und
Fernsehsender an ungeprüften Gerüch-
ten und Verleumdungen über die Konrad-
Adenauer-Stiftung verbreitet haben, mag
man kaum glauben. Sie alle wären Anlass
genug, Prozesse gegen zahllose Journa-
listen und Medien anzustrengen. Aber
wichtiger und erfreulicher war es, dass
die seriösen größeren Medien über den
Vorgang wenig oder überhaupt nicht
berichtet haben, weil sie ohnehin, wie mir
Journalisten sagten, Yüksel als unseriös
einschätzten und seiner Anklageschrift
keinen Glauben schenkten.

Der Mord freilich sorgte bei Pro-
zessbeginn am 26. Dezember letz-
ten Jahres für einen riesigen

Medienrummel. Wegen der weihnachts-
bedingt nachrichtenarmen Zeit in
Deutschland erfuhr der Prozess auch dort
eine umfangreiche Berichterstattung.

Es muss hervorgehoben werden, dass
sowohl die Staatsanwaltschaft als auch
die Richter den Prozess professionell und
zügig vorangetrieben haben, so dass er
bereits nach gut zwei Monaten beendet
werden konnte – was für türkische Ver-
hältnisse ziemlich einzigartig ist. Der
Staatsanwalt selbst beantragte Frei-
spruch, und die drei Richter fällten ein-
stimmig einen dementsprechenden
Beschluss. Die Unseriosität der Anklage-
schrift war anscheinend doch so offen-
sichtlich, dass eine schnelle Entscheidung
möglich war. Der Rechtsstaat hatte
gesiegt. 

Anfang dieses Jahres begann in einem
türkischen Revolverblatt eine neue Kam-
pagne. Diesmal ging es gegen die Kon-
rad-Adenauer-Strasse in Ankara. Sie
müsse, so die Forderung, in Hablemito-
glu Kuva yi milliye Strasse (Hablemitoglu
Nationaler Widerstand) umbenannt wer-
den. Ein bekannter Ankaraner Immobili-
enhändler erdreistete sich daraufhin
sogar, das Konrad-Adenauer-Straßen-

schild zu entfernen und stattdessen das
Hablemitoglu-Schild zu montieren, was
mit entsprechendem Foto in der besag-
ten Zeitung gebührend bejubelt wurde.
Die Folge war immerhin, dass noch
Wochen danach mehrfach die Adenau-
er-Straßenschilder beschmiert oder durch

Hablemitoglu-Schilder überdeckt wur-
den. Erfreulicherweise waren die Stadt-
verwaltung und die Polizei regelmäßig
zur Stelle, um den alten Zustand wieder
herzustellen. Mittlerweile ist wieder Ruhe
eingekehrt, und es sind keine neuen
Beschädigungen mehr erfolgt. 

Bemerkenswert an dem Urteil des
Staatssicherheitsgerichts Anfang März
war nicht nur die Feststellung, dass die
Staatsanwaltschaft keinerlei Beweise für
ihre Beschuldigungen vorlegen konnte,
sondern auch, dass die Richter ihr Urteil
in Kenntnis eines „Prüfberichts“ von
staatlichen Inspektoren fällten. Dieser
„Prüfbericht“ war dem Gericht unaufge-
fordert zugeschickt worden und enthielt
neue Beschuldigungen gegen die Konrad-
Adenauer-Stiftung. Diesmal gingen sie
auf zahllose bösartige Fehlinterpretatio-
nen unserer Akten zurück, auf Manipu-
lationen und Unterstellungen. Aber
wegen des Freispruchs von der Anklage
der Spionage und Geheimbündelei wur-
den diese Beschuldigungen nicht mehr
ernst genommen. Außerdem distanzier-
te sich der Innenminister von diesem
Bericht, und der türkische Ministerpräsi-
dent hat gleichzeitig eine positive
Erklärung zur Arbeit der deutschen Stif-
tungen im Lande abgegeben. 

Die seit beinahe zwei Jahren laufen-
de Verleumdungskampagne gegen die
deutschen politischen Stiftungen zeigt,
dass es in der Türkei immer noch Kräfte
gibt, die jeden Reformprozess und vor
allem die Annäherung der Türkei an die
Europäische Union entschieden bekämp-
fen. Diese Gruppen agieren im Hinter-
grund, aber sie finden, wie man gesehen
hat, sofort entsprechende Unterstützung
in Teilen des Justiz- und Beamtenappa-
rats. Die Politik, das sei ausdrücklich ver-
merkt, goutiert diese Kampagne nicht,
von Unterstützung ganz zu schweigen.
Das Urteil des Staatsgerichtshofs hat ein
so deutliches Signal gesetzt, dass das
Schlimmste erst mal vorbei sein dürfte.
Die Konrad-Adenauer-Stiftung wird ihre
Arbeit in der Türkei jedenfalls fortsetzen
– hoffentlich von nun an ungehindert.

WULF SCHÖNBOHM
LEITER AUSSENSTELLE ANKARA 

Erleichterung nach dem Freispruch: KAS-Außenstellenleiter Wulf Schönbohm
vor dem Staatssicherheitsgericht in Ankara

Rauschen im deutsch-türkischen
Blätterwald: In der Türkei machten
sich einige Zeitungen zu Trägern der
Kampagne (unten). In den deutschen
Medien wurde sachlich berichtet.  
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